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Abbau der gesellschaftlichen —<• Or- 
ganisiertheit und —*• Leitung gleich­
gesetzt werden. Vielmehr wird an 
die Stelle staatlicher Organisation 
und Leitung eine qualitativ höhere 
gesellschaftliche Organisation und 
Leitung treten, die nur über eine 
ständige Qualifizierung der soziali­
stischen staatlichen Leitung, über 
eine maximale Entfaltung der sozia­
listischen S.sorganisation erreichbar 
ist.

staatliche Auflage: verbindliche 
Entscheidung eines staatlichen Or­
gans gegenüber Kombinaten, Betrie­
ben, Einrichtungen, Genossenschaf­
ten oder gegenüber Bürgern, in 
rechtlich vorgesehenen Fällen auch 
gegenüber staatlichen Organen 
(z. B. durch das Staatliche Vertrags­
gericht). Eine s. A. darf nur auf der 
Grundlage von Rechtsvorschriften, 
die die Befugnis zur Erteilung von 
s. A. ausdrücklich vorsehen, erteilt 
werden. Sie dient dazu, einen in 
Rechtsvorschriften geforderten Zu­
stand herzustellen oder wiederher­
zustellen, ein rechtswidriges Han­
deln zu korrigieren, Ursachen und 
Bedingungen für Rechtsverletzun­
gen zu beseitigen und dauerhafte 
Veränderungen herbeizuführen. Sie 
kann auch darauf gerichtet sein, daß 
die Inanspruchnahme von Rechten, 
die von zuständigen staatlichen Or­
ganen in Form von Zustimmungen, 
Genehmigungen, Erlaubnissen oder 
ähnlichen Entscheidungen gewährt 
werden, unter Berücksichtigung der 
in der s. A. näher bezeichneten 
Pflichten erfolgt. In diesem Fall ist 
sie unmittelbar mit Rechten von Bür- 

ern oder anderen Adressaten ver- 
nüpft. Die Funktion der s. A. be­

steht also im wesentlichen darin, die 
Verwirklichung von Rechtsvor­
schriften und aer darin festgelegten 
Ziele und Aufgaben zu sichern. 
Dementsprechend sind besonders 
solchen staatlichen Organen oder 
staatlichen Einrichtungen wie der 

Arbeiter-und-Bauern-Inspektion,

den Hygieneinspektionen oder der 
Staatlichen Bauaufsicht Auflagen­
rechte zugeordnet. Bedeutsam sind 
auch die Auflagenrechte der örtli­
chen Räte bzw. ihrer Fachorgane in 
den Städten und Gemeinden zur 
Verwirklichung der Stadt- und Ge­
meindeordnungen, zur Durchfüh­
rung von Baureparaturen, zur Mo­
dernisierung und zum Um- und Aus­
bau von Wohnraum sowie zur 
Durchführung von Dienstleistungen 
und Reparaturen. Jede s. A. soll im 
wesentlichen folgende Angaben ent­
halten: die genaue Bezeichnung des 
Adressaten; eine präzise Darlegung 
der auferlegten Pflichten bzw. der 
erforderlichen Maßnahmen; eine 
konkrete Terminstellung, in der die 
s. A. zu erfüllen ist; die zugrunde lie­
genden Rechtsvorschriften und die 
möglichen Rechtsfolgen, wenn der 
Auflage nicht gefolgt wird; eine Be­
gründung der s. A.; eine Rechtsmit­
telbelehrung; Ort und Tag, an dem 
die s. A. erteilt wurde; die Unter­
schrift des zuständigen staatlichen 
Leiters bzw. des Mitarbeiters des zu­
ständigen staatlichen Organs. Eine 
in dieser Form gestaltete s. A. er­
möglicht es dem Adressaten, seine 
konkreten Pflichten zu erkennen, sie 
einzuhalten bzw. zu verwirklichen 
und möglicherweise Rechtsmittel 
dagegen einzulegen, wenn ihm die 
auferlegten Pflichten oder Leistun­
gen ungerechtfertigt oder rechtswid­
rig erscheinen. Den zuständigen 
staatlichen Organen erleichtert die 
strikte Befolgung dieser Anforde­
rungen die exakte Kontrolle dar­
über, wie die s. A. verwirklicht wer­
den. Zugleich können die s. A. bes­
ser überprüft werden, wenn ein 
Rechtsmittel eingelegt wird. Die 
strikte Beachtung dieser rechtlichen 
Anforderungen dient also in mehrfa­
cher Hinsicht der Gewährleistung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und der Rechtssicherheit der Bürger 
oder der anderen Adressaten von 
s. A.


